
In einer von den Grünen beantragten Aktuellen Stunde debattierte die Stadtbürgerschaft die Wahl der Ortsamts-
leiterInnen. Anlass war der neue Ausschreibungstext für die vakanten Stellen in Burglesum und in Schwach-
hausen/Vahr.
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it ihrem Projekt ›Kinderarmut in Bremen‹ haben
rund 200 Schülerinnen und Schüler plastisch und
ungeschminkt den Alltag von Kindern und Jugendli-
chen geschildert, deren Eltern auf Arbeitslosengeld II
angewiesen sind. Im Rahmen einer Ausstellung wur-
den die Ergebnisse im vergangenen November bei
der Nacht der Jugend im Rathaus präsentiert.

Mit dieser Broschüre möchte die grüne
Bürgerschaftsfraktion die Verbreitung dieser beein-
druckenden Arbeit unterstützen.

E
grüne

in Erfolg machte Schlagzeilen: Das Bremer-
havener Krankenhaus Reinkenheide wird künf-
tig bis zu 970.000 Euro im Jahr Energiekosten
einsparen und 4.100 Tonnen Kohlendioxid
weniger freisetzen. Mit privatem Geld werden
Energieeinsparmaßnahmen und eine effizien-
tere Energieversorgung umgesetzt. Für Karin
Mathes, umweltpolitische Sprecherin der Frak-
tion ›eine ‚Win-Win-Situation’ durch die Verbin-
dung von Ökologie und Ökonomie, wie wir sie
seit Jahren für den öffentlichen Gebäude-
bestand zu befördern versuchen.‹

Solche Handlungsspielräume nutzt die
große Koalition allerdings immer noch viel zu
wenig. Vorschläge für Contracting, Strom-
sparen, besseren Wärmeschutz oder preiswer-
te Beratungsprogramme für Verhaltensände-
rungen im Umgang mit Strom und Wärme wer-
den nur zögerlich aufgegriffen.

Auf grüne Initiative hin hat eine fraktions-
übergreifende Arbeitsgruppe eine Reihe von
Maßnahmen zur Energieoptimierung in öffent-
lichen Gebäuden und für die Nutzung städti-
scher Flächen vorgeschlagen (siehe auch unse-
re Veranstaltungsreihe S. 6). Die Stadtbürger-
schaft wird in Kürze darüber entscheiden.

Die Klimaveränderung und die Endlichkeit
fossiler Energien erzwingen eine drastische

Umsteuerung: Energieeffizienz ist das Gebot
der Stunde. Das vom Senat im November 2005
vorgelegte Landesenergieprogramm weist
allerdings große Defizite auf. Karin Mathes: ›Es
wird deutlich, dass die große Koalition ihr
selbst gestecktes Ziel der CO2-Minimierung
nicht erreicht hat. Auch hat sich der Senat bis
heute nicht dazu geäußert, auf welche Weise er
sich mit den Plänen der swb AG für ein klima-
schädliches Kohlekraftwerk auseinandersetzen
will. Dabei ließen sich allein durch den Bau
eines neuen Gas- und Dampfturbinenkraft-
werks auf einen Schlag acht Prozent der bremi-
schen CO2-Emissionen einsparen!‹

Die grüne Fraktion setzt weiterhin auf de-
zentrale Kraft-Wärme-Koppelung, Effizienz,
Einsparung und
erneuerbare Energi-
en. Alles andere –
insbesondere das
Zurück zur Atomkraft
– ist aus grüner Sicht
unvertretbar.

Weniger Energieverbrauch
– mehr Innovation
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Was macht eigentlich ...

Der Senat hat sein Klimaschutzziel verfehlt. Möglichkeiten zur Energie-
einsparung und -optimierung wurden zu wenig genutzt.

Karin Mathes
umweltpolitische

Sprecherin

Jens Eckhoff? In keiner Partei kann MANN so

schnell Karriere machen wie in der CDU, doch

genauso rasant ist MANN auch wieder weg

vom Fenster. Ein CDU-Ex-Senator wurde sogar

von der Polizei gesucht. Nicht so Jens Eckhoff,

ehemaliger Umwelt-

senator: Er sorgt

weiter dafür, dass

Bremen sauber

bleibt. Und beseitigt

garantiert jede Spur

von Wanzen oder

anderen Getiers.

Hochschulstudium für OrtsamtsleiterInnen?

Für eine zukunftsfähige Hafenanbindung
Lkw-Verkehr und die damit verbundenen Lärm- und Abgasbelastungen raus aus der Innenstadt: Mit der Nord-
umgehung schlagen die Bremerhavener Grünen ein Verkehrskonzept vor, dass den Hafen als zentralen
Wirtschaftsmotor für die Region vernünftig anbindet – und das, ohne die Gesundheit der Bevölkerung zu gefähr-

den.

ie Prognosen für den Containerumschlag und auch
die Wachstumsraten im Pkw-Umschlag lassen eine
Vervielfachung der Lkw-Transporte erwarten. Ein Groß-
teil der Transporte fließt durch Wohngebiete, vor allem
über die Cherbourger Straße. ›Die Erkenntnis, dass die
Belastung der AnwohnerInnen durch Lärm und Abgase
auf Dauer krank macht, hat sich in der Verkehrspolitik
der großen Koalition noch nicht niedergeschlagen‹,
kritisiert Ulf Eversberg, Fraktionssprecher der Grünen
in Bremerhaven. Das Interesse der Wirtschaft an einem
reibungslosen, innerstädtischen Verkehrsfluss stehe
im Mittelpunkt. Für den Ausbau der Cherbourger Stra-
ße hat die Bundesregierung im Zuge der Verhandlun-
gen um den ›Kanzlerbrief‹ 100 Mio. Euro zugesagt. SPD
und CDU schlagen den Bau eines so genannten ›Trogs‹
vor, ein 1.100 Meter langes, geschlitztes Bauwerk, das
zwei Kreuzungen untertunneln soll. Die Absenkung
zweier Fahrspuren soll zu einer Reduzierung des Lärms
sowie der Abgas- und Feinstaub-Emissionen führen –
nach Ansicht der Grünen zu kurz gedacht: ›Durch die

Der Bremer Innensenator möchte durch eine sehr
eigenwillige Interpretation einer Verwaltungsgerichts-
entscheidung das lange Jahre bewährte Verfahren, wie
die Beiräte an der Berufung von OrtsamtsleiterInnen zu
beteiligen sind, undemokratisch abkürzen. Der grüne
Abgeordnete Dirk Schmidtmann hatte sich als Orts-
amtsleiter in Burglesum beworben und war als Bewer-
ber ausgeschlossen worden, weil er angeblich die
geforderten Qualifikationen nicht aufweisen konnte.
Schmidtmann hatte dagegen geklagt – und Recht be-
kommen. Die in der Stellenausschreibung  explizit
geforderte Voraussetzung  ›Erfahrungen im Bereich des
Stadtteilmanagements‹ sah das Gericht im Gegensatz
zum Innensenator als gegeben an, denn Dirk
Schmidtmann war jahrelang grünes Beiratsmitglied.
Nach dem Beschluss wurde das laufende Verfahren
gestoppt und ein neuer Ausschreibungstext veröffent-
licht. Und siehe da: Plötzlich sollen die BewerberInnen
mindestens ein abgeschlossenes Studium oder die
üblichen Laufbahnvoraussetzungen nachweisen –
obwohl das Gericht ausdrücklich festgestellt hatte,

dass es für solche Festlegungen keine gesetzlichen Vorgaben gibt. Begründung des
Innensenators für diese Änderung: Die Stelle sei mit A 14 in etwa so hoch vergütet
wie die eines Oberarztes im Krankenhaus, und der habe schließlich auch studiert.
Dass viele Ortsamtsleiter in Bremen auf der Stelle ihren Schreibtisch verlassen
müssten, würde der Nachweis für diese Qualifikation nachträglich von ihnen gefor-
dert, schien Röwekamp nicht weiter zu stören. Stattdessen schob er den Schwarzen

Peter den Grünen zu und warf Schmidtmann vor,
mit seinem Gang zum Gericht ein ›bewährtes Ver-
fahren außer Kraft gesetzt‹ zu haben. Nach dem
Urteil sei eine neue Regelung zwingend notwendig.
Künftig sollen die Beiräte nicht mehr zwischen
mehreren BewerberInnen wählen dürfen, sondern
die Behörde alleine wähle aus. Dass Röwekamp in
der Bürgerschaftssitzung außergewöhnlich laut
wurde, zeigt, dass seine Ausführungen eher poli-
tisch motiviert waren denn sachlich begründet. Sie
stehen in einer Linie mit seinem immer wiederkeh-
renden Versuch, die Rechte der Beiräte zu be-
schneiden.

Vorfälle auf der Disco-Meile

müssen Konsequenzen haben

BürgerInnen sollen über große

Geldausgaben entscheiden:

das Finanzreferendum

in der Bremischen Bürgerschaft
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D überproportionale Zunahme des Verkehrs wird diese ‚Verbesserung’ schnell wieder
zunichte gemacht. Darüber hinaus wird die dreijährige Bauzeit den AnwohnerInnen,
aber auch dem Gewerbe im weiten Bereich um die Baustelle immense Belastungen
bescheren. Verlagerungen des Umschlags zu anderen Seehäfen sind zu erwarten,
dies wird Bremerhaven als Hafenstandort schwächen‹, gibt Ulf Eversberg zu beden-
ken.

Dass sich die Grünen in Bremerhaven im Einver-
nehmen mit den Grünen im Umland auf ein alternati-
ves Verkehrskonzept geeinigt haben, begrüßt auch
Karin Krusche, verkehrspolitische Sprecherin der
grünen Bürgerschaftsfraktion: ›Zwar werden mit der
so genannten ‚Umgehungslösung’ über niedersächsi-
sches Gebiet ökologisch wertvolle Flächen berührt,
doch verglichen mit den Schäden, die ein
ungebremster Lkw-Verkehr durch die Innenstadt
verursacht, halten wir diese Folgen für vertretbar. Wir
verstehen diesen Beschluss als Teil eines integrierten
Verkehrskonzepts, um Mautausweich- und Lkw-Tran-
sit-Verkehre aus der Stadt herauszunehmen und auf
die Autobahn umzuleiten.‹

it unserem Förderkonzept für kleinere, mittlere
und kleinste Unternehmen wollen wir dem wirt-
schaftlichen Strukturwandel in Bremen einen zusätz-
lichen Impuls geben.

Wie das konkret aussehen kann, dazu finden Sie
in dieser Broschüre zahlreiche Vorschläge.

Energieeinsparpotentiale
öffentlicher Gebäude nutzen

19 Uhr

Haus der Wissenschaft

Sandstraße 4-5, 28195 Bremen

›Wir buchen, Sie fluchen‹?
Zukunft des Ausländeramts: vom

Abschiebecenter zum Bürgerservice

Michael Richter zeigt seinen Film

›Abschiebung im Morgengrauen‹ •

Präsentation des Gutachtens ›Ursa-

chen für die Überlastung der Bremer

Ausländerbehörde‹ durch den Autor

Albert Timmer • Politische Konse-

quenzen aus Sicht der grünen

Bürgerschaftsfraktion von Dr.

Matthias Güldner MdBB

19 Uhr, Raum 416

Haus der Bürgerschaft

(Eingang Dieter-Klink-Platz)

A p r i l

Hochschulen
24.

Hochschulabbau: Verspielt
Bremen die Zukunft?
Diskussion mit Christiane Ebel-

Gabriel (Hochschulrektorenkon-

ferenz), Krista Sager MdB, Prof. Dr.

Wilfried Müller (Uni Bremen,

angefragt)

Begrüßung: Silvia Schön MdBB

Moderation: Dr. Hermann Kuhn

16.30 Uhr, Festsaal

Haus der Bürgerschaft

Am Markt 20, 28195 Bremen

UN-Sonderberichterstatter:

Armutszeugnis für Bildungs-

system

Höhere Kindertagesheim-

beiträge sind familienfeindlich

Seite 3

Hochschulstandort Bremen

braucht Planungssicherheit

›GuantánaNO!‹ Solidaritäts-

veranstaltung für Murat Kurnaz

Seite 4

Hickhack um Ortsamtsleiter-

wahl: Innensenator spielt

Beiräte-Monopoly

Cherbourger Straße: Trog-

lösung ist Trugschluss

Seite 5

Neue Broschüren der Fraktion

zu Kinderarmut, Wirtschaft,

Ganztagsschulen und zur

Theaterkrise

Seite 6

grün:      i  nhalt
Seite 2
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broschüren:  i n der Mache

broschüren:  j ust erschienen

Zur Kinderarmut
in Bremen

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Ein Schulprojekt

Grüne
Wirtschaften!
Förderkonzept, strategische Ziele, Projekte

M M

Beide Broschüren erhalten Sie kostenlos in unserer Geschäftsstelle, Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN in der
Bremischen Bürgerschaft, Schlachte 19/20 • 28195 Bremen • Tel.: 0421/3011-0 • Fax: 0421/3011-250 • Mail:
fraktion@gruene-bremen.de oder als Dowload unter www.gruene-bremen.de (Rubrik Publikationen).

nlässlich unseres Fachtags zur nationalen und
internationalen Weiterentwicklung von Ganztags-
schulen im Dezember im Haus der Bürgerschaft (u. a.
mit Prof. Dr. Günter Holtappels, Universität Dort-
mund, Kati Jauhiainen, Diplom-Pädagogin aus Finn-
land und Stefan Appel, Bundesvorsitzender des
Ganztagsschulverbands GGT e. V.) haben wir einen
Reader mit Beiträgen zum Thema zusammengestellt.

Dieser Reader erscheint nach den Osterferien
(etwa Mitte April), Vorbestellungen können Sie in
unserer Geschäftsstelle aufgeben unter Tel.: 0421/
3011-0 oder Mail: fraktion@gruene-bremen.de

Ganztagsschulen
Wege zu einer kindgerechten

Lernkultur

A enig transparent und voller Widersprüche sind
die Informationspolitik und das vom Senat bei der
Firma PriceWaterhouseCoopers (PWC) in Auftrag
gegebene Gutachten über das Theater. Die grüne
Bürgerschaftsfraktion will mit einer eigenen, nüchter-
nen Analyse der Finanzprobleme des Bremer Thea-
ters die Debatte um die Theaterkrise versachlichen
und die Forderung nach einer weiter ausreichenden
Finanzierung des Theaters unterstreichen.

Erscheint Ende März, Vorbestellungen können Sie
in unserer Geschäftsstelle aufgeben unter Tel.: 0421/
3011-0 oder Mail: fraktion@gruene-bremen.de

Theaterkrise
Eine peinliche Inszenierung

der großen Koalition

W

M a i

Energiepolitik
3.

M a i

Ausländeramt
8.

Lisa Wargalla

Karin Krusche
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Besuch der S
chw

ankhalle
D

ie grüne B
ürgerschaftsfraktion inform

ierte sich

über die gegenw
ärtige Lage von S

chw
ankhalle

und Jungem
 Theater. N

ach einer Führung stellten

der künstlerische Leiter H
ans K

önig und G
e-

schäftsführerin D
örte Zillessen das betriebliche

und künstlerische Konzept vor. Projektentw
ick-

ler Carsten W
erner berichtete über die Aktivitä-

ten des Jungen Theaters und die Zusam
m

enar-

beit m
it der S

chw
ankhalle. N

ach der anschlie-

ß
enden D

iskussion über die finanzielle Lage

stellte K
arin K

rusche, kulturpolitische S
preche-

rin, fest: ›U
m

 erfolgreich arbeiten zu können,

bedarf es einer verlässlichen institutionellen

Förderung.‹

G
rüne in G

röpelingen
B

ei ihrem
 S

tadtteilbesuch in G
röpelingen be-

suchten VertreterInnen der grünen Fraktion

unter anderem
 das Projekt ›Interkulturelles

W
ohnen‹ der B

rem
er H

eim
stiftung, die G

rund-

schule am
 H

alm
erw

eg, die Recyclingbörse und

das balance-Lokal der Frauenbeschäftigungs-

initiative quirl. Im
 G

espräch m
it O

rtsam
tsleiter

H
ans-Peter M

ester und seiner K
ollegin U

lrike

Pala standen neben der unsicheren Perspektive

des S
pace Parks die sozialen Problem

e im
 Zu-

sam
m

enhang m
it H

artz IV
 und den dam

it verbun-

denen U
m

zügen oben auf der Tagesordnung.

K
aroline Linnert, Fraktionsvorsitzende: ›Ein

S
tadtteil w

ie G
röpelingen, in dem

 die soziale

Integration w
eitestgehend gelungen ist und in

dem
 M

enschen aus verschiedenen K
ulturen

friedlich m
iteinander leben, w

ird durch die

Zw
angsum

züge in seiner Entw
icklung einge-

schränkt. N
eue soziale B

rennpunkte entstehen –

das erschw
ert die S

tabilisierungsbem
ühungen

enorm
.‹

D
iscom

eile:
Licht aus, Spot an!
D

ie sogenannte ›D
iscom

eile‹ ist in den vergangenen M
onaten m

ehrfach
durch negative S

chlagzeilen in Verruf geraten.

in Toter und
 m

ehrere S
chw

erverletzte.
M

esserstech
erei u

nd
 S

ch
u

ssw
affenge-

b
rauch

. Türsteh
erkrieg und

 D
rogenh

and
el.

Zw
angsp

rostitution und
 S

ch
utzgeld

erp
res-

sung: Einige d
ieser S

chlagzeilen b
eruhen –

leider –
 auf Fakten, einige sind –

 bisher zu-
m

ind
est –

 nich
t ab

sch
ließ

end
 b

ew
iesen.

N
ach

 M
einung d

es innenp
olitisch

en S
p

re-
ch

ers d
er grünen B

ürgersch
aftsfraktion,

M
atthias G

üldner, hat die Polizei im
 G

roß
en

und G
anzen richtig reagiert, indem

 sie m
as-

sive Präsenz vor O
rt zeigte. D

urch zahlreiche
Kontrollen hat sie nicht nur W

affen und
D

rogen aus dem
 Verkehr gezogen, sondern

auch deutlich gem
acht, dass sie an der

D
iscom

eile keine rechtsfreien Räum
e d

uld
et.

D
as m

uss zum
 S

chutz der m
eist jugend-

lichen B
esucher und der allgem

einen B
evöl-

kerung auch so sein. M
atthias G

üld
ner

nennt d
rei Kernp

unkte, in d
enen sich

 auch

d
ie D

isco-B
etreib

er engagieren m
üssen, um

d
iesen Krim

inalitätssch
w

erp
unkt nich

t nur
kurzatm

ig, sondern auf D
auer zu entschär-

fen: ›G
eld

 m
uss in d

ie H
and

 genom
m

en
w

erden, um
 das U

m
feld der M

eile, z. B
.

d
urch

 b
essere B

eleuch
tung und

 Entsch
är-

fung d
er leb

ensb
ed

rohlich
en Verkeh

rs-
situation, zu verändern. D

ie Türsteher m
üs-

sen –
 zunächst freiw

illig, w
enn es nicht

klap
p

t auch
 d

urch
 Verord

nung –
 üb

erp
rüft

w
erden. Es kann nicht sein, dass diejenigen,

die an einem
 so sensiblen O

rt für S
icherheit

zuständ
ig sind

, selb
st D

reck am
 S

tecken
hab

en. Es m
uss sich d

ringend
 jem

and
 um

die jüngeren Jugendlichen, die nicht in die
Läden dürfen, küm

m
ern. D

en A
lkohol- und

D
rogen-Exzessen, Rangeleien und Prügeleien,

d
er p

erm
anenten Versch

ieb
ung d

es Pro-
b

lem
s in d

ie N
otaufnahm

e d
es Klinikum

s
M

itte m
uss entgegengearb

eitet w
erd

en.‹

EM
ehr Q

ualität
durch m

ehr D
em

okratie
D

ie dram
atische Verschuldung des öffentlichen H

aushalts ruft nach einem

Politikstil, der B
ürgerengagem

ent und -m
itbestim

m
ung unterstützt und för-

dert. U
m

 m
ehr Transparenz bei den Investitionen herzustellen, fordern die

G
rünen die Einführung des Finanzreferendum

s.

ir w
ollen m

ehr D
em

okratie –
 auch beim

G
eld

ausgeb
en. S

inn und
 Zw

eck groß
er Inves-

titionen m
üssen vor d

er Entsch
eid

ung
gründ

licher gep
rüft w

erd
en, als d

ies b
isher

passiert. D
as Ziel der groß

en Koalition w
ar es,

m
öglichst viel G

eld
 für Investitionen auszu-

geb
en –

 nach dem
 M

otto: ›Jeder investierte
Euro ist ein guter Euro‹. D

abei sind nicht nur
extrem

 teure Feh
lentsch

eid
ungen h

erausge-
kom

m
en, sondern die Koalition hat jedes

vernünftige M
aß

 verloren. Pro Kopf gibt B
re-

m
en etw

a doppelt so viel aus w
ie H

am
burg,

d
as im

 Länd
erfinanzausgleich zu d

en G
eb

er-
länd

ern gehört. Investitionen auf Pum
p von

h
eute verringern d

en S
p

ielraum
 für Investi-

tionen von m
orgen.

W
ir G

RÜ
N

EN
 setzen auf Klasse statt auf

M
asse. W

ir sind der M
einung, dass die politi-

sch
e A

useinand
ersetzung üb

er Investitionen
d

ad
urch gestärkt w

ürd
e, d

ass d
ie B

ürgerin-

W

Kürzungen bei den H
ochschulen:

D
ie Zukunft verspielen?

Rund 100 M
illionen Euro w

ill der S
enat bei den H

ochschulen bis zum
 Jahr

2010 einsparen. D
er erst vor zw

eieinhalb Jahren beschlossene W
issen-

schaftsplan 2010 w
ird dam

it gegenstandslos. D
en H

ochschulen w
ird dadurch die verbindliche Planungsgrundlage

entzogen.

uf die H
ochschulen im

 Land zu setzen,
w

ar ein erfolgreicher Teil des B
rem

er S
anie-

rungsw
eges. B

rem
en und

 B
rem

erh
aven

sind im
 letzten Jahr als erste ›S

tadt der
W

issensch
aft‹ gew

ord
en. D

ie U
niversität ist

als eine von d
rei H

ochschulen auß
erhalb

B
ayerns und

 B
ad

en-W
ürttem

b
ergs in d

ie
erste S

tufe der Exzellenzinitiative aufge-
nom

m
en w

orden. B
rem

en könnte so inter-
national als Innovationsstand

ort w
ahrge-

nom
m

en w
erd

en.
Zudem

 w
ird nach einer aktuellen Progno-

se d
er Kultusm

inisterkonferenz m
it 20

 Pro-
zent m

eh
r S

tud
ienanfängerInnen b

is zum
Jah

r 20
20

 gerech
net.

D
ie G

rünen bekennen sich zu der w
ichti-

gen B
ed

eutung d
er H

och
sch

ulen für d
en

S
tandort B

rem
en. S

ilvia S
chön, w

issen-
sch

aftsp
olitisch

e S
p

rech
erin d

er Fraktion,
heb

t hervor, d
ass es B

rem
er W

issenschaft-

lerInnen gelungen ist, im
 Länd

ervergleich
d

ie m
it A

b
stand

 h
öch

ste D
rittm

ittelq
uote

zu erreich
en.

S
ilvia S

chön w
eiter: ›A

ngesichts d
er

H
aush

altsnotlage und
 d

er b
evorsteh

end
en

Klage vor d
em

 B
und

esverfassungsgerich
t

kann d
er W

issensch
aftsb

ereich
 von d

er
B

egrenzung d
er N

euversch
uld

ung nich
t

völlig ausgeklam
m

ert w
erden. D

ie vom
 S

e-
nat vorgelegte Kürzungsquote ist jed

och zu
h

och
.‹

D
ie G

rünen arbeiten im
 H

inblick auf die
H

aush
altsb

eratungen und
 d

ie näch
stes

Jahr b
evorstehend

e Land
tagsw

ahl an A
nt-

w
orten auf w

ichtige S
trukturfragen, d

ie auf
d

en W
issensch

aftsb
ereich

 d
es B

und
eslan-

d
es B

rem
en zukom

m
en:

G
ib

t es neue S
p

ielräum
e für Forsch

ung
und

 Leh
re d

urch
 m

eh
r Zusam

m
enarb

eit
d

er vier H
ochschulen im

 Land
e B

rem
en?

A

g
rü

n
:

ktu
ell

a

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .G
irokonto für jeden M

enschen
A

lle Kreditinstitute haben sich
1995 verpflichtet, ein ›Konto für
jederm

ann‹ auf G
uthabenbasis

einzurichten. D
ennoch leben in

B
rem

en etw
a 5.0

0
0

 M
enschen,

denen die B
ank ein Konto verw

ei-
gert. ›D

ie B
etroffenen w

erden zu
M

enschen zw
eiter Klasse abge-

stem
pelt‹, erklärt D

irk Schm
idt-

m
ann, sozialpolitischer Sprecher.

›B
ei jeder A

ufnahm
e einer neuen

Erw
erbstätigkeit fragt der A

rbeit-
geber nach der Kontonum

m
er, da

kann es sich schon sehr negativ
i

D
irk S

chm
idtm

ann 
 3011-233

i
Jan K

öhler 
 3011-249

g
rü

n
:

 eu
es au

s der B
ü

rgerschaft
N

›W
enn B

rem
en die Verfassungs-

klage auf Teilentschuldung in Karls-
ruhe gew

innen w
ill, bleibt uns gar

nichts anderes übrig, als die Inves-
titionen auf ein angem

essenes
M

aß zu reduzieren. D
urch Investitio-

nen lässt sich der H
aushalt auf gar

keinen Fall sanieren. S
elbst w

enn
dadurch der W

irtschaft geholfen
w

ird, bleibt davon fast nichts im
B

rem
er S

teuer-S
äckel hängen‹,

erklärte Jan Köhler, haushaltspoliti-
scher Sprecher, in der B

ürger-
schaftsdebatte um

 den H
aushalts-

S
paren, sparen, nur nicht heute

g
rü

n
:

ktu
ell

a

nen und B
ürger in B

rem
en m

ehr m
it-

entsch
eid

en können: m
eh

r Q
ualität d

urch
m

ehr D
em

okratie. Ein W
eg dazu ist die Ein-

füh
rung d

es Finanzreferend
um

s, b
ei d

em
Investitionsentsch

eid
ungen ab

 einer b
e-

stim
m

ten S
um

m
e d

er B
evölkerung zur A

b
-

stim
m

ung vorgelegt w
erd

en. D
ann w

ürd
e

zw
eim

al diskutiert, einm
al im

 Parlam
ent und

ein zw
eites M

al m
it der B

evölkerung. D
ieses

Verfahren ist gängige Praxis in der S
chw

eiz
und in Teilen der U

SA
. U

nd die Erfahrungen
zeigen: D

ie B
ürgerinnen und

 B
ürger sind

m
eist sparsam

er als die Politikerinnen und
Politiker. In D

eutschland liegt zw
ar die letzt-

end
lich

e Entsch
eid

ung üb
er d

ie A
usgab

en
laut Verfassung b

eim
 Parlam

ent. A
b

er es
w

äre ein groß
er politischer Fehler, w

enn sich
eine Regierung, die w

ieder gew
ählt w

erden
m

öchte, üb
er das Votum

 d
er B

evölkerung
h

inw
egsetzte.

Von links nach rechts: H
ans-Peter M

ester, M
atthias G

üldner,
U

lrike Pala, Klaus M
öhle, Silvia Schön, Karoline Linnert H

elm
ut

Kasten, Jan Köhler, Rolf W
roblew

ski

ausw
irken, w

enn der Jobanw
ärter

keine nennen kann.‹ D
ie G

rünen
forderten deshalb in der B

ürger-
schaft vom

 S
enat, über den B

un-
desrat eine G

esetzesinitiative zu
ergreifen, die das Recht auf ein
G

irokonto für alle sicherstellt. O
b-

gleich auch S
PD

 und CD
U

 sich
darüber einig w

aren, dass ein G
iro-

konto für die Teilnahm
e am

 gesell-
schaftlichen Leben unabdingbar ist,
lehnte die groß

e Koalition den
A

ntrag ab.

entw
urf 2006/2007. M

it Vorgriffen
auf künftige H

aushaltsjahre, w
ie

S
PD

 und CD
U

 es zurzeit praktizie-
ren, m

üsse sofort Schluss sein.
140

 M
io. Euro w

ollte die Koalition
bis zur W

ahl 2007 noch zusätzlich
ausgeben. W

ährend die CD
U

 ihren
alten Kurs w

eiter fahren w
olle,

beginne die S
PD

 den grünen A
n-

satz zu übernehm
en. Jan Köhler:

›W
ir m

üssen die Q
ualität des B

e-
stehenden verbessern, für neue
Projekte ist kaum

 G
eld da.‹

G
leiches Recht

auf B
ildung für alle

D
er U

N
-Experte für B

ildung, Prof. Vernor M
uñoz, gibt

dem
 deutschen S

chulsystem
 schlechte N

oten. S
ein Fa-

zit: K
inder aus Einw

andererfam
ilien haben erhebliche

Problem
e, ihr Recht auf B

ildung zu verw
irklichen.

er B
erich

t d
es U

N
-S

ond
erb

erich
terstatters zeigt: D

eutschland
m

uss m
eh

r für d
ie B

ild
ung von M

igrantenkind
ern und

 Kind
ern aus

arm
en Elternhäusern tun. W

enn d
iese Kind

er nicht b
essere B

il-
d

ungsch
ancen erh

ielten, w
ürd

en A
rm

ut und
 soziale U

ngleich
h

eit
w

eiter verschärft. Professor M
uñoz b

eob
achtete w

eiter: In der H
aupt-

sch
ule seien M

igrantInnen und
 A

rm
e üb

errep
räsentiert, im

 G
ym

nasi-
um

 hingegen unterrep
räsentiert. Er kritisiert d

ie frühe A
ufteilung d

er
S

chüler auf w
eiterführend

e S
chulen, d

ie soziale D
iskrim

inierung und
d

ie U
ntersch

ied
e in d

en einzelnen B
und

esländ
ern. M

uñoz: ›S
ch

ule
m

uss sich am
 Potenzial jedes einzelnen S

chülers orientieren, nicht
d

er S
ch

üler am
 S

ch
ulsystem

.‹
›D

am
it benennt er klar die D

efizite auch des brem
ischen S

chul-
system

s. D
as B

ild
ungsp

otenzial zah
lreich

er S
ch

ülerinnen und
 S

ch
ü-

ler w
ird nicht ausgeschöpft. B

ildungssenator W
illi Lem

ke ist ange-
sichts d

ieser unangenehm
en W

ahrheit ab
getaucht. D

ie B
rem

er Poli-
tik darf nach

 d
iesem

 vernich
tend

en B
erich

t nich
t zur Tagesord

nung
üb

ergeh
en‹, ford

ert d
ie grüne B

ürgersch
aftsab

geord
nete A

nja
S

tah
m

an
n

.
D

ie frühe A
uslese nach der vierten Klasse ist ein bildungspoliti-

scher Kom
p

rom
iss zw

ischen S
PD

 und
 C

D
U

, d
essen d

ram
atische

Folgen viele Kinder ausbaden m
üssen. Ü

ber 40
 Prozent der S

chüle-
rinnen und

 S
chüler w

erd
en in B

ild
ungsgänge geschob

en, d
ie nicht

ihren ind
ivid

uellen Fähigkeiten entsprechen. D
ie G

roß
e A

nfrage d
er

grünen B
ürgerschaftsfraktion, d

ie sie zum
 B

erich
t d

es U
N

-S
ond

erb
e-

auftragten eingeb
racht hat, w

ird dafür sorgen, dass sich S
enat w

ie
auch die Fraktionen von S

PD
 und C

D
U

 dam
it auseinandersetzen

m
ü

ssen
.

D

H
öhere K

ita-G
ebühren

sind fam
ilienfeindlich

G
anztagsbetreuung nur noch für K

inder berufstätiger
Eltern – dieses Ergebnis befürchten die G

rünen nach der
von der groß

en K
oalition geplanten Erhöhung der

K
indergartengebühren.

er S
enat b

eab
sichtigt, in d

en Kind
ergartenjahren 20

0
6

 und
 20

0
7

die Einnahm
en aus den Elternbeiträgen um

 1,5 M
io. Euro anzuheben.

A
uß

erdem
 gib

t es im
 S

ozialressort Ü
b

erlegungen, die Ferienb
etreu-

ung und
 d

en Früh- und
 S

pätd
ienst extra in Rechnung zu stellen.

›A
lle red

en von fam
ilienfreund

licher Politik und
 einer b

esseren U
n-

terstü
tzu

n
g d

er Eltern
. In

 d
er Praxis sieh

t es an
d

ers au
s –

 d
ie

groß
e Koalition plant eine sozial ungerechte Erhöhung der Kinder-

gartengeb
üh

ren‹, kritisiert d
er grüne B

ürgersch
aftsab

geord
nete Jens

C
rueger. D

ie grüne Fraktion unterstützt den Elternprotest gegen hö-
here B

eiträge und sieht w
eitere B

elastungen auf B
rem

er Fam
ilien

zukom
m

en: ›W
enn d

as tatsächlich um
gesetzt w

ird
, kom

m
t es zu

einer Zw
eiklassengesellschaft in unseren KTH

s. Eltern m
it kleinem

Einkom
m

en w
erd

en noch einm
al zusätzlich b

elastet und
 m

üssen
auf d

ie Ferienb
etreuung und

 d
en Früh

- und
 S

p
ätd

ienst verzich
ten,

ob
w

ohl auch ihre Kind
er d

iesen D
ienst d

ringend
 b

räuchten.‹
Jens Crueger w

arnt davor, Kinder aus sozial benachteiligten Fam
i-

lien aus d
er N

achm
ittagsb

etreuung zu d
rängen: ›D

ie B
otschaft d

er
G

eb
ührenreform

 ist klar. Für Fam
ilien m

it geringem
 Einkom

m
en w

ird
es deutlich teurer, das Kind länger als fünf S

tunden täglich im
 Kin-

dergarten zu lassen. In solchen Fällen käm
e es zu G

ebührenerhö-
hungen bis zu 33 Prozent –

 für Fam
ilien, w

o jeder Euro zählt, ist das
untragb

ar. D
er S

enat versucht so, d
ie N

achfrage nach G
anztags-

gruppen künstlich zu senken. D
er B

edarf w
ird w

eiterhin hoch blei-
b

en, ab
er künftig w

erd
en viele M

äd
chen und

 Jungen m
ittags d

en
Kind

ergarten verlassen, b
ei d

enen aus sozialen G
ründ

en eine
G

anztagsb
etreuung d

ringend
 geb

oten w
äre. D

as ist unverantw
ortli-

ch
e S

p
arp

olitik auf d
em

 Rücken d
er S

ch
w

äch
sten.‹

D
M

üssen und sollen w
eiter alle Fachberei-

ch
e d

er H
och

sch
ulen w

ie b
ish

er b
esteh

en
bleiben, oder ist eine Konzentration auf
S

tärken und
 eine A

rb
eitsteilung m

it and
e-

ren nord
d

eutsch
en H

och
sch

ulen sinnvoll?
W

ie ist Exzellenz auch in der Lehre zu
organisieren, um

 d
ie schlechte A

b
solven-

tenquote der U
ni zu erhöhen?

W
ie können d

ie H
ochschulen von einem

neuen U
m

gang m
it ihren Personalressour-

cen, sp
rich d

en Professorinnen und
 Profes-

soren, profitieren? D
as bedeutet unter an-

derem
: W

ie können m
ehr Lehr- und

Präsenzzeiten der Profs für die S
tudentin-

nen und
 S

tud
enten b

ereit gestellt w
erd

en,
und w

ie kann das w
enig flexible deutsche

B
eam

tenrecht so um
geb

aut w
erd

en, d
ass

d
ie H

ochschulen und
 d

as Land
 m

ehr von
ih

ren H
och

sch
ulleh

rerInnen p
rofitieren

kön
n

en
?

g
rü

n
: Aktion

Auf einer S
olidaritätsveranstaltung im

 voll besetzten Theatersaal der brem
er shakespeare com

pany dem
onstrier-

ten die G
rünen in K

ooperation m
it am

nesty international ihre S
olidarität m

it dem
 in G

uantanám
o festgehaltenen

B
rem

er M
urat K

urnaz.

eit über vier Jahren sitzt Kurnaz im
 U

S
-

Foltergefängnis G
uantánam

o –
 ohne H

aft-
befehl und ohne A

nklage. D
ie H

aftbedin-
gungen in G

uantánam
o w

erd
en in d

en U
S

A
und

 international stark kritisiert. N
ach A

n-
gab

en seines am
erikanischen A

nw
alts, d

er
zw

eim
al m

it ihm
 sprechen konnte, w

urde
Kurnaz unter and

erem
 d

urch
 N

ah
rungs-

und
 S

chlafentzug, Isolation, D
auerfesse-

lung und
 S

chläge gefoltert und
 ged

em
ütigt.

W
äh

rend
 d

ie B
und

esregierung ›d
ip

lom
a-

tisch
e Zurückh

altung‹ üb
te, setzen sich

 d
ie

B
rem

er G
rünen b

ereits üb
er lange Zeit für

M
urat Kurnaz ein. D

as Rückkeh
rrech

t nach
B

rem
en w

urde gegen den W
illen des Innen-

senators m
ittlerw

eile juristisch
 d

urch
ge-

setzt. D
en B

ürgerschaftsantrag, in d
em

 d
ie

G
rünen d

en S
enat aufford

erten, sich
 für

ein rech
tsstaatlich

es Verfah
ren für Kurnaz

einzusetzen, lehnte die groß
e Koalition ab.

S
D

araufhin w
end

eten sich d
ie G

rünen in
einem

 offenen B
rief –

 der auch von den
b

eid
en Fraktionsvorsitzend

en von S
PD

 und
C

D
U

 unterzeichnet w
urde –

 direkt an den
am

erikanisch
en G

eneralkonsul und
 ap

p
el-

lierten an die Regierung der Vereinigten
S

taaten, für alle in G
uantánam

o B
ay festge-

h
altenen G

efangenen d
ie Einh

altung rech
t-

staatlich
er G

rund
sätze zu gew

äh
rleisten.

A
m

nesty International richtete ein S
p

en-
d

enkonto ein zur U
nterstützung d

er rechtli-
ch

en Vertretung für d
ie Freilassung von

M
urat Kurnaz.

M
it der S

olidaritäts-M
atinée in der

shakespeare com
pany w

ollten d
ie G

rünen
ein Zeichen setzen: G

uantánaN
O

! D
ies

gelang m
it einer M

ischung aus kulturellen
und

 p
olitisch

en B
eiträgen. Zur Eröffnung

und
 zum

 A
b

sch
luss sp

ielte d
as B

rem
er

S
tad

tIm
m

igrantenorch
ester unter d

er Lei-

tung von W
illy S

chw
arz, der extra für diesen

A
nlass d

rei zusätzlich
e S

tücke gesch
rieb

en
hatte. D

ie aktuelle S
ituation schilderten

M
urat Kurnaz’ M

utter, Rab
iye Kurnaz, und

sein A
nw

alt B
ernhard

 D
ocke. VertreterInnen

d
er d

rei B
ürgersch

aftsfraktionen kom
m

en-
tierten d

en S
achverhalt. W

eitere kulturelle
H

öh
ep

unkte w
aren jugend

lich
e Rap

p
er aus

H
em

elingen und
 eine Lesung d

er S
chau-

sp
ielerin S

usanne Plassm
ann.

G
uantánaN

O
!

Rabiye Kurnaz m
it M

atthias G
üldner

g
rü

n
:

ktu
ell

a


